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Referat PD 2
Parteienfinanzierung/Landesparlamente

An
alle Parteien
und sonstige politische Vereinigungen
----------------------------------------------

Betr.: Rechnungslegung nach den durch das Achte Gesetz zur Änderung des
Parteiengesetzes geänderten Bestimmungen des Parteiengesetzes (PartG)

Hier: Muster zum formalen Aufbau eines Rechenschaftsberichtes

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Inkrafttreten der Artikel 1 und 2 des Achten
Gesetzes zur Änderung des Parteiengesetzes vom
28. Juni 2002 (BGBl I S. 2268) zum 1. Juli 2002
und 1. Januar 2003 sind die bisherigen gesetzlichen
Regelungen über die Rechnungslegung der Parteien
geändert und das Rechtsfolgensystem des Parteien-
systems neu gefasst worden.

Wichtige Neuerungen bezüglich der Rechnungs-
legung sind beispielsweise:

- eine differenziertere Aufgliederung der Ein-
nahmen- und Ausgabenrechnung sowie der
Vermögensbilanz;

- ein gesetzlich zwingend vorgesehener Erläute-
rungsteil mit gleichfalls zwingend vorgegebe-
nen Bestandteilen;

- die entsprechende Geltung von handelsrechtli-
chen Vorschriften über die Rechnungslegung;

- der bei Einreichung eines nicht der in § 24
PartG vorgegebenen Gliederung entsprechenden
oder nicht den Prüfungsvermerk gemäß § 30
Abs. 2 PartG tragenden Rechenschaftsberichtes
drohende Verlust des Anspruchs auf staatliche
Mittel;

- der bei jeglichen – auch geringfügigen –
Unrichtigkeiten des Rechenschaftsberichtes ent-
stehende Anspruch gegen die Partei in Höhe
regelmäßig des Zweifachen des den unrichtigen
Angaben entsprechenden Betrages.

Es sei an dieser Stelle ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass insbesondere die beiden letztgenann-
ten Neuerungen besondere Sorgfalt bei der Rech-
nungslegung erforderlich machen: 

Wird ein Rechenschaftsbericht, der nicht der in
§ 24 PartG für das Zahlenwerk, die gesonderten
Ausweise und die Erläuterungen vorgegebenen
Gliederung entspricht oder nicht den Prüfungsver-
merk gemäß § 30 Abs. 2 PartG trägt, eingereicht,
wird mit ihm gemäß § 19a Abs. 3 Satz 5 PartG
nicht die Abgabefrist gewahrt. Hat eine Partei ihren
der in § 24 PartG vorgegebenen Gliederung ent-
sprechenden und den Prüfungsvermerk gemäß § 30
Abs. 2 PartG tragenden Rechenschaftsbericht nicht
bis zum 30. September oder bei antragsgemäßer
Fristverlängerung bis längstens 31. Dezember des
dem Rechenschaftsjahr folgenden Jahres beim
Präsidenten des Deutschen Bundestages einge-
reicht, verliert sie gemäß § 19a Abs. 3 Satz 3 PartG
endgültig den auf Zuwendungen bezogenen An-
spruch auf staatliche Mittel (Verfall des Zuwen-
dungsanteils). Hat eine Partei ihren Rechenschafts-
bericht auch bis zum 31. Dezember des dem An-
spruchsjahr folgenden Jahres nicht eingereicht,
verliert sie endgültig auch den Anspruch auf den
Wählerstimmenanteil (Verfall des Wählerstimmen-
anteils). Unabhängig hiervon darf der Präsident des
Deutschen Bundestages gemäß § 19a Abs. 1 Satz 2
PartG staatliche Mittel endgültig nur auf Grund
eines Rechenschaftsberichtes festsetzen und aus-
zahlen, der den Vorschriften des Fünften Abschnitts
des Parteiengesetzes entspricht.

11011 Berlin, 6. August 2004
Platz der Republik 1

Dienstgebäude
Dorotheenstraße 100 Fernruf: (030) 227 – 3 27 85
(Jakob-Kaiser-Haus) Fax: (030) 227 – 3 60 14

E-Mail: vorzimmer.pd2@bundestag.de
Internet: http:/www.bundestag.de

Az.: PD 2 – 1300 – 12
Bearbeiter: RD Dr. Janß

mailto:vorzimmer.pd2.@bundestag.de


- 2 -

Ein Rechenschaftsbericht, der unrichtige Angaben
enthält, löst grundsätzlich gemäß § 31b Satz 1
PartG eine Zahlungsverpflichtung der Partei in
Höhe des Zweifachen des den unrichtigen Angaben
entsprechenden Betrages aus. Betreffen Unrichtig-
keiten in der Vermögensbilanz oder im Erläute-
rungsteil das Haus- und Grundvermögen oder Be-
teiligungen an Unternehmen, beträgt der Anspruch
gegenüber der Partei 10 vom Hundert der nicht
aufgeführten oder der unrichtig angegebenen Ver-
mögenswerte (vgl. § 31b Satz 2 PartG).

Die durch das Achte Gesetz zur Änderung des Par-
teiengesetzes herbeigeführte neue Rechtslage ist
erstmals bei der Rechnungslegung für das Jahr
2003 in vollem Umfang zu beachten.

Aus diesem Anlass ist von der mittelverwaltenden
Stelle – zugleich einem von Seiten der Parteien an
sie herangetragenen Wunsch Rechnung tragend –
ein Muster für den formalen Aufbau eines Rechen-
schaftsberichtes nach der neuen Rechtslage erstellt
worden (vgl. ANLAGE). Es ersetzt das noch auf
der Grundlage alten Rechts erstellte frühere Muster
(vgl. zuletzt Bundestagsdrucksache 14/4747, Seite
189 ff.).

Den Parteien wird empfohlen, sich bei der Rech-
nungslegung ab dem Rechnungsjahr 2003 mög-
lichst an dem beigefügten Muster zu orientieren.
Eine Orientierung an dem Muster hilft den Parteien,
die eingangs aufgezeigten Rechtsfolgen wegen
einer nicht den Vorgaben des Parteiengesetzes
entsprechenden Gliederung des Rechenschaftsbe-
richtes zu vermeiden. Zudem wird durch eine for-
mal weitestgehend einheitliche Rechnungslegung
aufgrund der leichteren Vergleichbarkeit der Re-
chenschaftsberichte die Transparenz erhöht.

Diese generellen Hinweise vorangestellt, wird zu
dem beigefügten Muster für den formalen Aufbau
eines Rechenschaftsberichtes im Einzelnen Folgen-
des angemerkt:

1. Seitenformat

Die in der Vergangenheit befürwortete hochfor-
matige Darstellung (vgl. zuletzt Bundestagsdruck-
sache 14/4747, Seite 185 f.) wird mit dem beilie-
genden Muster aufgegeben. Bei der Umsetzung der
neuen gesetzlichen Vorgaben scheint die Lesbarkeit
am Besten gewährleistet zu sein, wenn die Zusam-
menfassung und der verbale Erläuterungsteil im
Hochformat, dagegen die Tabellen mit der
Einnahme- und Ausgabenrechnung sowie der Ver-
mögensbilanz (aufgrund ihrer dezidierteren Auf-
gliederung) im Querformat dargestellt werden.

2. Aufgliederung des Zahlenwerkes

Wie eingangs aufgezeigt, ist es zur Vermeidung
von einschneidenden Rechtsfolgen zwingend erfor-
derlich, die in § 24 PartG vorgegebene Gliederung
formal und strikt zu beachten. 

Für das Zahlenwerk (Zusammenfassung, Einnah-
men- und Ausgabenrechnung sowie Vermögens-
bilanz) bedeutet dies insbesondere, dass sämtliche
in § 24 PartG genannten Positionen exakt wie in
dieser Bestimmung vorgegeben und bezeichnet
darzustellen sind. Dies gilt auch für solche Positio-
nen, unter denen nach den tatsächlichen Gegeben-
heiten einer Partei keine Beträge auszuweisen sind.
In einem solchen Fall sind im Hinblick auf die
andernfalls wegen mangelnder Angaben zu einer
gesetzlich zwingend vorgegebenen Position dro-
henden Rechtsfolgen in der jeweiligen Spalte „0 €“
bzw. „0,00 €“ als „Fehlanzeige“ auszuweisen.

Entsprechendes gilt in Bezug auf die Darstellung
der Gliederungsebenen einer Partei (§ 24 Abs. 3
und Abs. 9 Nr. 7 PartG). Soweit eine Partei über
Landesverbände bzw. diesen nachgeordnete Ge-
bietsverbände nicht verfügt, wird zur besseren Ver-
ständlichkeit des Rechenschaftsberichtes empfoh-
len, dies in den Erläuterungen aufzuzeigen.

3. Cent-Beträge und Rundungen

Hinsichtlich der Darstellung  von Nachkommastel-
len besteht keine einheitliche Praxis der Parteien.
Wie bisher ist es auch künftig grundsätzlich zuläs-
sig, wenn die Ausweise auf volle €-Beträge auf-
bzw. abgerundet werden (vgl. zur alten Rechtslage
zuletzt Bundestagsdrucksache 14/4747, Seite 185).
Zu beachten ist hierbei, dass die gesetzlich vor-
gesehenen Zwischen- und Gesamtsummen entspre-
chend auf- und abgerundet werden, so dass Run-
dungsdifferenzen vermieden werden. Eine Abrun-
dung ist ausgeschlossen, soweit das Parteiengesetz
Höchstbeträge nennt, deren Überschreiten eine
Veröffentlichungspflicht auslöst (§ 25 Abs. 3 Satz 1
und § 27 Abs. 2 Satz 2 und 3 PartG).

4. Dem Rechenschaftsbericht voranzustellende
Zusammenfassung

Bezüglich der gemäß § 24 Abs. 9 PartG dem
Rechenschaftsbericht voranzustellenden Zusam-
menfassung sind zwei Neuerungen zu beachten:
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Zum einen sind die in der Neuregelung des § 24
Abs. 9 Satz 1 PartG aufgelisteten – der Einnahmen-
und Ausgabenrechnung und Vermögensbilanz neu-
en Rechts (siehe hierzu nachfolgend Ziffer 5) ange-
glichenen – Positionen auszuweisen.

Zum anderen sind gemäß § 24 Abs. 9 Satz 3 PartG
zum Vergleich die Vorjahresbeträge anzugeben.

Soweit bei der erstmaligen Rechnungslegung nach
neuem Recht im Rechenschaftsbericht für das Jahr
2003 aufgrund der nach neuem Recht detaillierte-
ren Aufgliederungen die exakten „Vorjahresbeträ-
ge“ nicht angeführt werden können, wird angeregt,
die Beträge mit einer erläuternden Fußnote verse-
hen sinnvoll gegenüberzustellen.

Beispiel (Auszug aus der Einnahmenrechnung):

2003
€

2002
€

Einnahmen aus Unter-
nehmenstätigkeit und Be-
teiligungen

100.000

Einnahmen aus sonstigem
Vermögen 50.000

125.000 1)

1) „Sonstige Einnahme“ gemäß dem auf der Grundlage des
Parteiengesetzes in der bis 31. Dezember 2002 geltenden
Fassung erstellten Rechenschaftsbericht für das Jahr 2002.

5. Einnahmen- und Ausgabenrechnung sowie
Vermögensbilanz

Einnahmen- und Ausgabenrechnung sowie Vermö-
gensbilanz (früher: „Vermögensrechnung“) sind
durch das Achte Gesetz zur Änderung des Parteien-
gesetzes um einzelne Positionen ergänzt und teils
neu strukturiert worden. Gemäß § 24 Abs. 4 bis 6
PartG sind sie wie nachfolgend dargestellt aufzu-
gliedern. Die Änderungen sind jeweils in Fettschrift
hervorgehoben.

Einnahmerechnung:
 1. Mitgliedsbeiträge
 2. Mandatsträgerbeiträge und ähnliche regel-

mäßige Beiträge
 3. Spenden von natürlichen Personen
 4. Spenden von juristischen Personen
 5. Einnahmen aus Unternehmenstätigkeit und

Beteiligungen
 6. Einnahmen aus sonstigem Vermögen
 7. Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb von

Druckschriften und Veröffentlichungen und
sonstiger mit Einnahmen verbundener Tätig-
keit

 8. staatliche Mittel
 9. sonstige Einnahmen
 10. Zuschüsse von Gliederungen
 11. Gesamteinnahmen 

nach den Nummern 1 bis 10

Ausgabenrechnung:
1. Personalausgaben
2. Sachausgaben

a) des laufenden Geschäftsbetriebes
b) für allgemeine politische Arbeit
c) für Wahlkämpfe
d) für die Vermögensverwaltung ein-

schließlich sich hieraus ergebender
Zinsen

e) sonstige Zinsen
f) sonstige Ausgaben

3. Zuschüsse an Gliederungen
4. Gesamtausgaben 

nach den Nummern 1 bis 3

Vermögensbilanz:
1. Besitzposten:

A. Anlagevermögen:
I. Sachanlagen:

1. Haus- und Grundvermögen
2. Geschäftsstellenausstattung

II. Finanzanlagen:
1. Beteiligungen an Unter-

nehmen
2. sonstige Finanzanlagen

B. Umlaufvermögen:
I. Forderungen an Gliederungen
II. Forderungen auf staatliche Mittel
III. Geldbestände
IV. sonstige Vermögensgegenstände

C. Gesamtbesitzposten 
(Summe aus A und B)

2. Schuldposten:
A. Rückstellungen:

I. Pensionsverpflichtungen
II. sonstige Rückstellungen

B. Verbindlichkeiten:
I. Verbindlichkeiten gegenüber

Gliederungen
II. Verbindlichkeiten gegenüber

Kreditinstituten
III. Verbindlichkeiten gegenüber

natürlichen Personen
IV. sonstige Verbindlichkeiten

C. Gesamte Schuldposten
(Summe von A und B)

3. Reinvermögen (positiv oder negativ)

Die in § 27 Abs. 2 PartG alter Fassung für die in
dieser Bestimmung genannten Einnahmequellen
vorgesehene Saldierung ist entfallen; gemäß § 24
Abs. 2 Satz 1 PartG gilt § 246 HGB („Vollständig-
keit, Verrechnungsverbot“) entsprechend.

Hinsichtlich der Vermögensbilanz ist die Neu-
regelung des § 28 PartG zu beachten:

„(1) In der Vermögensbilanz sind Vermö-
gensgegenstände mit einem Anschaffungswert
von im Einzelfall mehr als 5000 Euro (inklu-
sive Umsatzsteuer) aufzuführen.



- 4 -

(2) Vermögensgegenstände sind mit den An-
schaffungs- und Herstellungskosten vermin-
dert um planmäßige Abschreibungen anzuset-
zen. Im Bereich des Haus- und Grundvermö-
gens erfolgen keine planmäßigen Abschrei-
bungen.“

§ 28 Abs. 1 PartG beinhaltet eine verbindliche
Regelung allein für Vermögensgegenstände mit
einem Anschaffungswert von im Einzelfall mehr als
5.000 € (inklusive Umsatzsteuer). Für Vermögens-
gegenstände mit einem Anschaffungswert von im
Einzelfall bis zu 5.000 € besteht ein Ansatzwahl-
recht, dessen Ausübung im Erläuterungsteil des
Rechenschaftsberichts darzustellen ist (vgl. z.B.
in dem beiliegenden Muster Ziffer I der Erläuterun-
gen).

Soweit bei der erstmaligen Rechnungslegung nach
neuem Recht im Rechenschaftsbericht für das Jahr
2003 Anpassungen der bisherigen Wertansätze
erforderlich werden, erscheint es sachgerecht, die
Unterschiedsbeträge ohne Berührung der Einnah-
men- und Ausgabenrechnung allein im Reinvermö-
gen zu erfassen und die notwendigen Erläuterungen
im Erläuterungsteil in einem Abschnitt „Überlei-
tung des Reinvermögens“ zu erläutern.

6. Gesonderte Ausweise

Gemäß den Bestimmungen des Parteiengesetzes
muss der Rechenschaftsbericht einer Partei folgen-
de gesonderte Ausweise enthalten:

- Zuwendungen natürlicher Personen
(§ 24 Abs. 8 PartG)

- Spenden und Mandatsträgerbeiträge
(§ 25 Abs. 3 Satz 1 PartG)

- Anzahl der Mitglieder 
(§ 24 Abs. 10 PartG)

- Politischen Jugendorganisationen zweck-
gebunden zugewandte öffentliche Zuschüsse
(§ 24 Abs. 12 PartG)

Im Falle des Fehlens eines der in § 24 PartG ge-
setzlich zwingend vorgegebenen Bestandteile des
Rechenschaftsberichtes drohen die eingangs aufge-
zeigten Rechtsfolgen wegen eines nicht der Gliede-
rung entsprechenden Rechenschaftsberichtes.

Vor diesem Hintergrund sei zu den vorgenannten
Ausweisen im Einzelnen auf Folgendes hingewie-
sen:

Zuwendungen natürlicher Personen

Gemäß § 24 Abs. 8 PartG sind im Rechenschaftsbe-
richt die Summe der Zuwendungen natürlicher
Personen bis zu 3.300 € je Person sowie die Summe
der Zuwendungen natürlicher Personen, soweit sie
den Betrag von 3.300 € übersteigen, gesondert aus-
zuweisen. Unter die erstgenannte Kategorie fallen
alle Zuwendungen, auch solche, die den Grenzbe-
trag von 3.300 € übersteigen. Letztere sind aller-
dings nur bis zu diesem Grenzbetrag dort zu verbu-
chen, der Mehrbetrag ist unter der zweitgenannten
Kategorie auszuweisen.

Zuwendungen sind gemäß der neu gefassten De-
finition in § 18 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 PartG einge-
zahlte Mitglieds- oder Mandatsträgerbeiträge oder
rechtmäßig erlangte Spenden.

Die Summe der Zuwendungen natürlicher Personen
bis zu 3.300 € je Person („Zuwendungsausweis“) ist
gemäß § 19a Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 18 Abs. 3 Satz
1 Nr. 3 PartG eine der Berechnungsgrundlagen für
die Festsetzung der Höhe der staatlichen Mittel. Um
bei der Berechnung der staatlichen Mittel die Be-
achtung der Höchstgrenze von 3.300 € je Person zu
gewährleisten, dürfen in den Zuwendungsausweis
ausschließlich solche Beträge einfließen, die gemäß
§ 24 Abs. 3 Satz 2 PartG lückenlos belegt sind und
zweifelsfrei einer bestimmten natürlichen Person
zugeordnet werden konnten.

Vor diesem Hintergrund ist bereits in den früheren
Musterrechenschaftsberichten auf der Grundlage
des bis 30. Juni 2002 geltenden Rechts (Grenzbe-
trag: 6.000 DM) empfohlen worden, über die bei-
den gesetzlich geforderten Summen hinaus eine
dritte Summe „nicht zweifelsfrei zuzuordnende
Spenden“ auszuweisen (vgl. zuletzt Bundestags-
drucksache 14/4747, S. 186 und S. 200). An dieser,
von den Parteien ganz überwiegend aufgegriffenen,
Empfehlung wird weiterhin festgehalten mit der
Anregung, anstelle des Begriffs „Spenden“ insoweit
künftig den Begriff „Zuwendungen“ zu verwenden.
Als „nicht zweifelsfrei zuzuordnende Zuwendun-
gen“ sind danach  insbesondere Bagatellspenden
aus Tellersammlungen sowie gemäß § 25 Abs. 2
Nr. 6 1. Alt. PartG zulässige Spenden, die im Ein-
zelfall nicht mehr als 500 € betragen und deren
Spender nicht feststellbar sind, auszuweisen.

Darüber hinaus dürfen in die für die Berechnung
der staatlichen Mittel maßgebende Summe der
Zuwendungen natürlicher Personen auch solche
Spenden nicht einfließen, die entgegen § 25 Abs. 1
Satz 2 PartG angenommen worden sind. Nach
dieser Bestimmung sind die Parteien berechtigt,
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Spenden mittels Bargeld nur bis zu einem Betrag
von 1.000 € anzunehmen. Ein Verstoß gegen diese
Norm löst zwar keine Sanktionen aus; führt aber
dazu, dass die entsprechenden Spenden nicht recht-
mäßig erlangt sind und bei der Berechnung der
staatlichen Mittel nicht berücksichtigt werden dür-
fen (vgl. § 18 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 PartG: „recht-
mäßig erlangte“ Spenden). Hat eine Partei entgegen
§ 25 Abs. 1 Satz 2 PartG Spenden mittels Bargeld
angenommen, wird empfohlen, diese unter einer
weiteren Position „Spenden mittels Bargeld, die
den Betrag von 1.000 € übersteigen (§ 25 Abs. 1
Satz 2 PartG)“ gesondert auszuweisen.

Bezüglich der Darstellung des Zuwendungsauswei-
ses wird in dem beiliegenden Muster von den frühe-
ren Empfehlungen abgewichen. Die nun empfohle-
ne Darstellung ermöglicht – insoweit unverändert –
den rechnerischen Abgleich mit den in der Ein-
nahmerechnung unter den entsprechenden Positio-
nen ausgewiesenen Beträgen. Sie bewirkt jedoch,
dass – eine einheitliche Praxis der Parteien voraus-
gesetzt – als letzter Betrag stets der für die Berech-
nung der staatlichen Mittel maßgebende dargestellt
wird. Hintergrund der Änderung ist die nach neuem
Recht gegebene Möglichkeit, in früheren Rechen-
schaftsberichten zu Unrecht ausgewiesene Zu-
wendungen unter den Voraussetzungen des § 23a
Abs. 5 Satz 3 PartG im Rechenschaftsbericht des
Folgejahres zu berichtigen (vgl. nachfolgend Ziffer
11, „Berichtigungspflicht“). Im Sinne der Transpa-
renz wird allen Parteien nachdrücklich nahegelegt,
bei der Darstellung des Zuwendungsausweises
einheitlich gemäß beiliegendem Muster zu verfah-
ren.

Soweit im Rechenschaftsbericht Zuwendungen zu
Unrecht ausgewiesen worden sind und dadurch der
Betrag der der Partei zustehenden staatlichen Mittel
unrichtig festgesetzt worden ist, nimmt der Präsi-
dent des Deutschen Bundestages die Festsetzung
der staatlichen Mittel zurück und setzt den von der
Partei zu erstattenden Betrag durch Verwaltungsakt
fest (§ 31a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 PartG); die
Festsetzungen und Zahlungen an die übrigen Par-
teien bleiben unverändert (§ 31a Abs. 4 PartG).
Dies gilt nicht, wenn der zu berichtigende Betrag
im Einzelfall nicht 10.000 € und im Rechnungsjahr
nicht 50.000 € übersteigt und die Berichtigung
gemäß § 23a Abs. 5 Satz 3 PartG im Rechen-
schaftsbericht für das folgende Jahr erfolgt (§ 31a
Abs. 1 Satz 2 PartG). In diesem Fall werden für die
Partei im Folgejahr entsprechend niedrigere Mittel
festgelegt, was sich insoweit infolge der absoluten
Obergrenze zugunsten der übrigen dann anspruchs-
berechtigten Parteien auswirkt. Darüber hinaus

drohen bei jedweder Unrichtigkeit der Ausweise
nach § 24 Abs. 8 PartG die eingangs aufgezeigten
Rechtsfolgen nach 31b PartG (Zahlungsverpflich-
tung der Partei in Höhe des Zweifachen des den
unrichtigen Angaben entsprechenden Betrags).

Angesichts der Bedeutung des Zuwendungsauswei-
ses für die Berechnung der staatlichen Mittel muss
er von dem unabhängigen Wirtschafts- oder Buch-
prüfer bzw. der Wirtschafts- oder Buchprüfungsge-
sellschaft (vgl. hierzu unten Ziffer 8) mit besonde-
rer Sorgfalt geprüft werden.

Hierauf ist bereits auf der Grundlage des alten
Rechts hingewiesen worden. Gleichfalls ist bereits
nachdrücklich – vor allem im Hinblick auf mögli-
che strafrechtliche Konsequenzen – davor gewarnt
worden, die anspruchsbegründenden Zahlen zu
fingieren (vgl. Bundestagsdrucksache 14/4747,
Seite 186).

Spenden und Mandatsträgerbeiträge

Gemäß § 25 Abs. 3 Satz 1 PartG sind Spenden und
Mandatsträgerbeiträge an eine Partei oder einen
oder mehrere ihrer Gebietsverbände, deren Ge-
samtwert in einem Kalenderjahr (Rechnungsjahr)
10.000 € übersteigt, unter Angabe des Namens und
der Anschrift des Spenders sowie der Gesamthöhe
der Spende im Rechenschaftsbericht zu verzeich-
nen.

Diese Regelung bedeutet im Vergleich zu der ent-
sprechenden Vorschrift des § 25 Abs. 2 PartG in
der bis zum 30. Juni 2002 geltenden Fassung eine
Änderung insoweit, als nicht nur Spenden, sondern
auch Mandatsträgerbeiträge von der Publizitäts-
pflicht erfasst werden und zudem der Grenzwert
von früher 20.000 DM (entsprechend 10.225,84 €)
auf jetzt 10.000 € umgestellt worden ist.

Zur Gewährleistung der mit der Regelung ange-
strebten eindeutigen Identifizierbarkeit der Spender
ist grundsätzlich die Angabe der zustellungsfähigen
Anschrift (in der Regel: Wohn- bzw. Firmenan-
schrift mit Straßennamen und Hausnummer) erfor-
derlich. Die Angabe eines Postfaches genügt den
Anforderungen  des § 25 Abs. 3 Satz 1 PartG re-
gelmäßig nicht und entspricht daher allenfalls in
Ausnahmefällen, etwa bei namhaften, auch sol-
chermaßen eindeutig zu identifizierenden, Großun-
ternehmen, den gesetzlichen Anforderungen.

Im Falle eines unterbliebenen oder fehlerhaften
Ausweises nach § 25 Abs. 3 Satz 1 PartG entsteht
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gegen die Partei gemäß § 31c Abs. 1 Satz 2 PartG
ein Anspruch in Höhe des Zweifachen des nicht den
Vorschriften des Parteiengesetzes entsprechend
veröffentlichten Betrages.

Anzahl der Mitglieder

Gemäß § 24 Abs. 10 PartG ist die Anzahl der Mit-
glieder zum 31. Dezember des Rechnungsjahres zu
verzeichnen.

Diese Regelung beinhaltet im Vergleich zu der
entsprechenden Vorschrift alten Rechts eine Präzi-
sierung insoweit, als nach dieser die Anzahl der
Mitglieder „zum Jahresende“ auszuweisen war.

Politischen Jugendorganisationen zweckgebunden
zugewandte öffentliche Zuschüsse

Gemäß § 24 Abs. 12 Satz 2 PartG sind öffentliche
Zuschüsse, die den politischen Jugendorganisatio-
nen zweckgebunden zugewendet werden, im Re-
chenschaftsbericht der jeweiligen Partei nachricht-
lich auszuweisen.

Bei der Einnahme- und Ausgaberechnung der Partei
sowie bei der Ermittlung der absoluten Obergrenze
bleiben diese Zuschüsse unberücksichtigt (vgl. § 24
Abs. 12 PartG). In den Fällen, in denen die Jugend-
organisationen wegen ihrer rechtlichen und organi-
satorischen Unabhängigkeit von der Partei insge-
samt nicht Teil deren Rechnungslegung gemäß §§
23 ff. PartG sind, sollte dies als Erläuterung ent-
sprechend transparent gemacht werden.

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der bis-
herigen Rechtslage.

7. Erläuterungen

Nach den Neuregelungen des Parteiengesetzes
muss der Rechenschaftsbericht enthalten:

- einen Erläuterungsteil zur Vermögensbilanz
(§ 24 Abs. 7 PartG)

sowie gegebenenfalls

- Erläuterungen zu den sonstigen Einnahmen
(§ 27 Abs. 2 Satz 1 PartG).

Darüber hinaus können dem Rechenschaftsbericht
zusätzliche Erläuterungen beifügt werden (vgl. § 24
Abs. 11 PartG).

Erläuterungsteil zur Vermögensbilanz

Gemäß der Neuregelung des § 24 Abs. 7 PartG ist
der Vermögensbilanz zwingend ein Erläuterungsteil
hinzuzufügen, der insbesondere die in dieser Be-
stimmung im Einzelnen genannten folgenden
Punkte umfassen muss:
1. mögliche Differenzen zwischen dem Saldo der

Einnahme- und Ausgaberechnung und der
Vermögensbilanz,

2. Auflistung der Unternehmensbeteiligungen
sowie deren im Jahresabschluss aufgeführten
unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen,

3. Benennung der Hauptprodukte von Me-
dienunternehmen, soweit Beteiligungen an
diesen bestehen,

4. im Abstand von fünf Jahren eine Bewertung
des Haus- und Grundvermögens und der Be-
teiligungen an Unternehmen nach dem Be-
wertungsgesetz.

Die Erforderlichkeit der Darstellung der Differenz
zwischen dem Saldo der Einnahme- und Ausgabe-
rechnung und der Vermögensbilanz ergibt sich
daraus, dass diese nicht durch das System der dop-
pelten Buchführung miteinander verknüpft sind.
Aufgrund der fehlenden Verknüpfung können sich
an dieser Stelle zu erläuternde Differenzen insbe-
sondere bei Abschreibungen/Zuschreibungen von/
zu Vermögensgegenständen sowie bei Zuführun-
gen/ Auflösungen zu/von Rückstellungen ergeben.
Um im Sinne der Transparenz die Vergleichbarkeit
der Rechenschaftsberichte durch eine einheitliche
Darstellung zu erleichtern, wird geraten, die hierzu
erforderliche „Überleitungsrechnung“ wie aus dem
beigefügtem Muster ersichtlich zu untergliedern.

Hinsichtlich der nach den gesetzlichen Vorgaben
„im Abstand von fünf Jahren“ erforderliche Be-
wertung des Haus- und Grundvermögens und der
Beteiligungen an Unternehmen nach dem Bewer-
tungsgesetz wird zur Verbesserung der Transparenz
empfohlen, in den Rechenschaftsberichten der Jahre
ohne Neubewertung die jeweils zuletzt erfolgte
Bewertung erneut abzudrucken.

Im Übrigen wird auf die Neuregelung des § 24
Abs. 7 PartG sowie die Darstellung in dem bei-
gefügten Muster Bezug genommen.

Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, dass im
Falle des Fehlens des gemäß § 24 Abs. 7 PartG
gesetzlich zwingend vorgegebenen Erläuterungs-
teils oder einzelner seiner gleichfalls zwingend
vorgegebenen Bestandteile die eingangs aufge-
zeigten Rechtsfolgen wegen eines nicht der Gliede-
rung entsprechenden Rechenschaftsberichtes dro-
hen.
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Erläuterungen zu den sonstigen Einnahmen

Gemäß der Neuregelung des § 27 Abs. 2 PartG sind
zu den sonstigen Einnahmen folgende Angaben
erforderlich:

- Sonstige Einnahmen sind aufzugliedern und zu
erläutern, wenn sie bei einer der in § 24 Abs. 3
PartG aufgeführten Gliederungen mehr als
2 vom Hundert der Summe der Einnahmen nach
§ 24 Abs. 4 Nr. 1 bis 6 PartG ausmachen (§ 27
Abs. 2 Satz 1 PartG).

- Darüber hinaus sind (sonstige) Einnahmen, die
im Einzelfall die Summe von 10.000 Euro über-
steigen, offen zu legen (§ 27 Abs. 2 Satz 2
PartG).

- Erbschaften und Vermächtnisse sind unter An-
gabe ihrer Höhe, des Namens und der letzten
Anschrift des Erblassers im Rechenschafts-
bericht zu verzeichnen, soweit der Gesamtwert
10.000 Euro übersteigt (§ 27 Abs. 2 Satz 3
PartG).

Die Regelung des § 27 Abs. 2 Satz 1 PartG bedeu-
tet eine Änderung gegenüber der bisherigen Rechts-
lage insoweit, als der für die Erläuterungspflicht
maßgebende vom-Hundert-Satz von 5 % auf 2 %
abgesenkt worden ist; „im Gegenzug“ bleiben bei
der Bestimmung des vom-Hundert-Satzes neuen
Rechts Einnahmen aus Veranstaltungen, Vertrieb
von Druckschriften und Veröffentlichungen und
sonstiger mit Einnahmen verbundener Tätigkeit
(§ 24 Abs. 4 Nr. 7 PartG) sowie staatliche Mittel
(§ 24 Abs. 4 Nr. 8 PartG) unberücksichtigt. Darüber
hinaus ist nun unter Verwendung der Konjunktion
„wenn“ (statt bisher: „soweit“) klargestellt, dass im
Falle einer Erläuterungspflicht nach vorgenannter
Bestimmung die sonstigen Einnahmen vollständig
aufzugliedern und zu erläutern sind. Dies schließt
eine sinnvolle Gruppenbildung, insbesondere zur
Zusammenfassung kleinerer Beträge, nicht aus.

Durch die in § 27 Abs. 2 Satz 3 PartG (im Kontext
„sonstige Einnahmen“) getroffene Regelung betref-
fend die Veröffentlichung von Erbschaften und
Vermächtnisse ist zugleich klargestellt, dass diese
als sonstige Einnahmen zu verbuchen sind. Hin-
sichtlich der Veröffentlichung gelten die Ausfüh-
rungen zur Publizität von Spenden und Mandatsträ-
gerbeiträgen sinngemäß (vgl. oben Ziffer 6, „Spen-
den und Mandatsträgerbeiträge).

Sonstige Erläuterungen

Über die vorgenannten Erläuterungen hinaus kön-
nen dem Rechenschaftsbericht zusätzliche Erläute-
rungen beigefügt werden (§ 24 Abs. 11 PartG).

Soweit solche Angaben nicht wegen des Sinn-
zusammenhanges im Rahmen der allgemeinen Dar-
legungen zu Beginn des Erläuterungsteils zweck
mäßig erscheinen, wird ihre Darstellung unter
„Sonstige Erläuterungen“ am Ende des Erläute-
rungsteils empfohlen, um durch eine möglichst
einheitliche Rechnungslegung die Vergleichbarkeit
der Rechenschaftsberichte zu erleichtern (vgl. auch
beiliegendes Muster).

Dies gilt beispielsweise für die bereits wiederholt
empfohlenen Erläuterungen zu den staatlichen
Mitteln (vgl. auf der Grundlage alten Rechts zuletzt
Bundestagsdrucksache 14/7979, Seite 12). Insofern
sei den an der staatlichen Teilfinanzierung teilneh-
menden Parteien zur Vermeidung von Rückfragen
der mittelverwaltenden Stelle nochmals eindring-
lich nahegelegt, die Verbuchung der staatlichen
Mittel auf Bundes- und Landesebene nachvollzieh-
bar zu erläutern. Dies gilt sowohl in Bezug auf die
Einnahmen aus staatlichen Mitteln als auch hin-
sichtlich etwaiger Forderungen auf solche.

Schließlich wird empfohlen, unter der Überschrift
„Sonstige Erläuterungen“ am Ende des Erläute-
rungsteils gegebenenfalls notwendige Berichtigun-
gen von Unrichtigkeiten früherer Rechenschaftsbe-
richt vorzunehmen (vgl. hierzu unten Ziffer 11).

8. Unterschrift und Prüfungsvermerk

Hinsichtlich Unterschrift und Prüfungsvermerk sind
nach neuem Recht veränderte Anforderungen zu
beachten.

Unterschrift

Gemäß § 23 Abs. 1 Satz 6 PartG ist der Rechen-
schaftsbericht der Gesamtpartei „von einem vom
Parteitag gewählten für die Finanzangelegenheiten
zuständigen Vorstandsmitglied des Bundesvorstan-
des“ oder „von einem für die Finanzangelegenhei-
ten nach der Satzung zuständigen Gremium ge-
wählten Mitglied des Bundesvorstandes“ zu unter-
zeichnen. Zur Vermeidung diesbezüglicher Rück-
fragen der mittelverwaltenden Stelle wird empfoh-
len, mittels des in dem beigefügten Muster vorge-
schlagen Zusatzes die § 23 Abs. 1 Satz 6 PartG
entsprechende Unterzeichnung aufzuzeigen.
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Prüfungsvermerk

Gemäß § 23 Abs. 2 Satz 1 PartG muss der Rechen-
schaftsbericht grundsätzlich von einem Wirt-
schaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft nach den Vorschriften der §§ 29 bis 31 PartG
geprüft werden.

Bei Parteien, die die Voraussetzungen des § 18
Abs. 4 Satz 1 erster Halbsatz PartG (Wählerstim-
menquorum) nicht erfüllen, kann der Rechen-
schaftsbericht gemäß § 23 Abs. 2 Satz 2 PartG auch
von einem vereidigten Buchprüfer oder einer Buch-
prüfungsgesellschaft geprüft werden. Parteien, die
die Voraussetzungen des § 18 Abs. 4 Satz 1 erster
Halbsatz PartG (Wählerstimmenquorum) nicht
erfüllen und zusätzlich im Rechnungsjahr weder
über Einnahmen noch über ein Vermögen von mehr
als 5000 Euro verfügen, können gemäß § 23 Abs. 2
Satz 4 beim Präsidenten des Deutschen Bundesta-
ges einen ungeprüften Rechenschaftsbericht einrei-
chen.

Sind nach dem abschließenden Ergebnis der Prü-
fung nach § 23 Abs. 2 Satz 1 PartG keine Einwen-
dungen zu erheben, hat der Prüfer durch einen
Vermerk zu bestätigen, dass nach pflichtgemäßer
Prüfung auf Grund der Bücher und Schriften der
Partei sowie der von den Vorständen erteilten Auf-
klärungen und Nachweise der Rechenschaftsbericht
in dem geprüften Umfang (§ 29 Abs. 1 PartG) den
Vorschriften dieses Gesetzes entspricht (vgl. § 30
Abs. 2 PartG).

Gemäß § 30 Abs. 3 PartG ist der Prüfungsvermerk
„auf dem einzureichenden Rechenschaftsbericht an-
zubringen“. An die eingangs aufgezeigten Rechts-
folgen der Einreichung eines Rechenschaftsberich-
tes, der nicht den Prüfungsvermerk gemäß
§ 30 Abs. 2 PartG „trägt“, sei in diesem Zusam-
menhang nochmals erinnert.

Auf die Neuregelung des § 31 PartG, in der be-
stimmt ist, in welchen Fällen ein Wirtschaftsprüfer
oder vereidigter Buchprüfer bzw. eine Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft oder eine Buchprüfungsgesell-
schaft nicht Prüfer sein darf, wird hingewiesen.
Nach dieser Bestimmung ist beispielsweise die
Prüfung durch solche Personen bzw. Gesellschaften
untersagt, die bei der Führung der Bücher oder der
Aufstellung des zu prüfenden Rechenschaftsbe-
richtes über die Prüfungstätigkeit hinaus mitgewirkt
haben.

9. Beachtung der Grundsätze ordnungsge-
mäßer Buchführung und Geltung handels-
rechtlicher Vorschriften

Es wird darauf hingewiesen, dass der Rechen-
schaftsbericht unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnisses entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Partei zu
vermitteln hat (§ 24 Abs. 1 Satz 2 PartG).

Die handelsrechtlichen Vorschriften über die Rech-
nungslegung, insbesondere zu Ansatz und Bewer-
tung von Vermögensgegenständen, gelten entspre-
chend, soweit das Parteiengesetz nichts anderes
vorschreibt (§ 24 Abs. 2 Satz 1 PartG).

10. Aufbewahrungsfristen

Rechnungsunterlagen, Bücher, Bilanzen und Re-
chenschaftsberichte sind (abweichend von der bis
31. Dezember 2002 geltenden Rechtslage) einheit-
lich 10 Jahre aufzubewahren (§ 24 Abs. 2 Satz 2
PartG). Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf
des Rechnungsjahres (§ 24 Abs. 2 Satz 3 PartG).

11. Verfahren bei Unrichtigkeiten in einem
bereits eingereichten Rechenschaftsbericht
(Anzeigepflicht und Berichtigung)

Anzeigepflicht (§ 23b PartG)

Erlangt eine Partei Kenntnis von Unrichtigkeiten in
ihrem bereits frist- und formgerecht beim Präsi-
denten des Deutschen Bundestages eingereichten
Rechenschaftsbericht, hat sie diese unverzüglich
dem Präsidenten des Deutschen Bundestages
schriftlich anzuzeigen (§ 23b Abs. 1 PartG).

Bei einer solchermaßen angezeigten Unrichtigkeit
unterliegt die Partei nicht den Rechtsfolgen des
§ 31b oder des § 31c PartG (Zahlungsverpflichtung
in Höhe des Zweifachen des den unrichtigen An-
gaben oder der nicht gemäß den Vorschriften des
Parteiengesetzes veröffentlichten Spende entspre-
chenden Betrages), wenn im Zeitpunkt des Ein-
gangs der Anzeige konkrete Anhaltspunkte für
diese unrichtigen Angaben öffentlich nicht bekannt
waren oder weder dem Präsidenten des Deutschen
Bundestages vorgelegen haben noch in einem amt-
lichen Verfahren entdeckt waren und die Partei den
Sachverhalt umfassend offen legt und korrigiert
(§ 23b Abs. 2 PartG).
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Zum Nachweis der Unverzüglichkeit einer Anzeige
gemäß § 23b PartG bedarf es der glaubhaften und
nachvollziehbaren Benennung des Zeitpunktes, zu
dem die für die Rechenschaftslegung der Partei
Verantwortlichen erstmals Kenntnis von der Un-
richtigkeit des Rechenschaftsberichtes erlangt ha-
ben, sowie gegebenenfalls derjenigen Umstände,
die einen etwaigen weiteren Zeitablauf bis zur An-
zeige entschuldbar erscheinen lassen. Für die Re-
chenschaftslegung verantwortlich sind gemäß § 23
Abs. 1 Satz 3 PartG der Bundesvorstand der Partei
sowie die Vorstände der Landesverbände und die
Vorstände der den Landesverbänden vergleichbaren
Gebietsverbände.

Ausdrücklich sei in diesem Zusammenhang darauf
hingewiesen, dass § 23 Abs. 1 Satz 3 PartG eine
Regelung allein in Bezug auf die Verantwortlich-
keit für die Rechenschaftslegung trifft, so dass die
vorstehenden Ausführungen nicht auf die Ver-
pflichtung der Parteien gemäß § 25 Abs. 4 PartG
übertragen werden können, unzulässige Spenden
unverzüglich an den Präsidenten des Deutschen
Bundestages weiterzuleiten.

Berichtigungspflicht (§ 23a Abs. 5 PartG)

Eine Partei, in deren Rechenschaftsbericht unrichti-
ge Angaben enthalten sind, hat den Rechenschafts-
bericht zu berichtigen und nach Entscheidung des
Präsidenten des Deutschen Bundestages teilweise
oder ganz neu abzugeben. Dieser ist von einem
Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, einem vereidigten Buchprüfer oder
einer Buchprüfungsgesellschaft durch einen Ver-
merk zu bestätigen (§ 23a Abs. 5 Satz 1 und 2
PartG).

Übersteigt der zu berichtigende Betrag im Einzel-
fall nicht 10.000 € und im Rechnungsjahr nicht
50.000 €, kann abweichend die Berichtigung im
Rechenschaftsbericht für das folgende Jahr vorge-
nommen werden (§ 23a Abs. 5 Satz 3 PartG).

Soweit eine Berichtigung im Rechenschaftsbericht
des Folgejahres in Betracht kommt, ist diese im
Erläuterungsteil des Rechenschaftsberichtes in der
Weise vorzunehmen, dass die zu einer Berichtigung
Anlass gebenden Sachverhalte aufgezeigt und zu-
mindest verbal die betroffenen Rechnungsjahre und
die bei den einzelnen Rechnungspositionen vorzu-
nehmenden Änderungen so präzise wie möglich
bezeichnet werden. Sind in einem früheren Rechen-
schaftsbericht Zuwendungen (vgl. oben Ziffer 6,
„Zuwendungen natürlicher Personen“) zu Unrecht

ausgewiesen worden, ist darüber hinaus die für die
Berechnung der staatlichen Mittel maßgebende
Summe der Zuwendungen natürlicher Personen bis
3.300 Euro entsprechend zu mindern. Auf die Dar-
stellung in dem beigefügten Muster wird insofern
verwiesen.

Unabhängig hiervon muss nach § 24 Abs. 1 Satz 2
PartG der jeweils aktuell einzureichende Rechen-
schaftsbericht selbstverständlich ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Partei ver-
mitteln. Soweit es hierzu der Einbuchung bislang
nicht erfasster (und noch vorhandener) Vermögens-
bestandteile bedarf, wird zur Wahrung der Transpa-
renz der Einnahmen und Ausgaben des Rech-
nungsjahres geraten, diese ausschließlich in der
Vermögensrechnung zu tätigen und den hierdurch
nicht mehr gegebenen Vorjahresanschluss im Er-
läuterungsteil darzulegen.

12. Strafvorschriften (§ 31d PartG)

Ergänzend sei auf die möglichen strafrechtlichen
Folgen eines Fehlverhaltens im Zusammenhang mit
der Rechnungslegung nach dem neuen Straftatbe-
stand des § 31d PartG hingewiesen.

-------------------------

Zur näheren Information über die Rechnungslegung
wird auf den Entwurf einer Stellungnahme
des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) zur
„Rechnungslegung von politischen Parteien“ (IDW
ERS HFA 12, Stand: 8. Mai 2003) verwiesen, dem
mit zwei Einschränkungen gefolgt wird:

- Das handelsrechtliche Saldierungsverbot ist
beim Ausweis von Einnahmen und Ausgaben
aufgrund von Liefer- und Leistungsbeziehungen
zwischen Gebietsverbänden nur insoweit zu be-
achten, als dies mit dem Parteiengesetz verein-
bar ist.

- Das Parteiengesetz zwingt nicht, den Erläute-
rungsteil des Rechenschaftsberichtes zu einem
handelsrechtlichen Anhang auszugestalten.

Insofern wird einer Empfehlung der Kommission
unabhängiger Sachverständiger zu Fragen der Par-
teienfinanzierung in ihrem Bericht vom 10. Mai
2004 gefolgt; Einzelheiten können der diesem als
Anlage 10 beigefügten gutachterlichen Stellung-
nahme von Prof. Dr. Lothar Streitferdt entnommen
werden (vgl. Bundestagsdrucksache 15/3140, Seite
18 f. sowie Seite 57 f. und Seite 63).
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Für die Rechnungsprüfung wird auf den IDW-
Entwurf eines Prüfungsstandards „Prüfung des
Rechenschaftsberichts einer politischen Partei“
(IDW EPS 710, Stand: 9. Dezember 2003) hinge-
wiesen.

Die in diesem Schreiben genannten Bundestags-
drucksachen und IDW-Entwürfe sind über die je-
weilige Hompage („bundestag.de“ bzw. „idw.de“)
im Internet recherchierbar.

Die dem beiliegende Muster zum formalen Aufbau
eines Rechenschaftsberichtes zugrunde liegenden
Dateien stehen auf den Internetseiten des Deutschen
Bundestages zum Download zur Verfügung.

Für Fragen steht Ihnen das Referat „Parteien-
finanzierung/Landesparlamente“ zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

(Dr. Becher)
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